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1. Das 4-Phasen-Modell im Überblick 
Das 4-Phasen-Modell der Integrationsarbeit beschreibt die Geschäftsprozesse der arbeitneh
merorientierten Integrationsarbeit.  

• Es stellt ein rechtskreisübergreifendes Referenzsystem dar, an dem sich das Handeln 
im Kernprozess von Vermittlung und Beratung orientiert.  

• Es unterstützt damit die Einhaltung der gesetzlich geforderten Mindestanforderungen 
und begünstigt eine hohe, bundesweit vergleichbare Qualität der Aufgabenerledigung.  

• Die konkrete Ausgestaltung der Prozesse erfolgt dabei unter Maßgabe der geschäfts
politischen Zielsetzungen und dem Einzelfall angemessen vor Ort.  

• Handlungsleitend sind die individuellen Stärken und Unterstützungsbedarfe der Kundin 
bzw. des Kunden1. Diese bestimmen die Strategie bei der (Re-) Integration, der Heranfüh
rung an den Arbeitsmarkt bzw. den Weg zur Reduzierung der Hilfebedürftigkeit. 

Dem 4-Phasen-Modell liegt das Verständnis einer vertrauensvollen und transparenten Zusam
menarbeit zwischen Kundinnen und Kunden sowie Vermittlungs- und Integrationsfachkräften 
zugrunde. Gegenseitiger Respekt und Vertrauen sind die Voraussetzung für Erfolge in der 
Integrationsarbeit. 

 
Grundsätzlich wird mit allen Kundinnen und Kunden  

1. eine Potenzialanalyse (Stärken- und Schwächenanalyse) durchgeführt,  

2. gemeinsam eine Zielfestlegung vorgenommen,  

3. die Strategie(n) vereinbart, auf welche Weise und mit welcher zeitlichen Perspektive das 
Ziel erreicht werden soll und 

4. im SGB III eine Eingliederungsvereinbarung abgeschlossen und im SGB II ein Kooperati
onsplan erstellt. Damit wird der Startpunkt für die Umsetzung und Nachhaltung der ge
meinsamen Vorgehensweise festgelegt. 

Dem 4-Phasen-Modell liegt ein zirkulärer, sich stetig wiederholender Prozess zugrunde. 
In Folgegesprächen wird die Integrationsstrategie überprüft und ggf. angepasst. Integrations
fort- bzw. -rückschritte fließen in die Aktualisierung der Potenzialanalyse ein. Den Folgege
sprächen kommt dabei mit Blick auf die Kontinuität und Folgerichtigkeit des 
Integrationsprozesses eine besondere Bedeutung zu. Sie sind für eine qualitativ hochwertige 
Aufgabenerledigung und einen erfolgreichen Abschluss des Integrationsprozesses maßge
bend. 

 
1 Im vorliegenden rechtskreisübergreifenden Integrationskonzept wird der Kundenbegriff sowohl für das 
SGB II als auch für das SGB III verwendet. 
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Das 4-Phasen-Modell ist in die Qualitätssicherung (operatives Risikomanagement, Fachauf
sicht) einzubeziehen.2 Eine zentrale Rolle spielt hierbei die Methode der verlaufsbezogenen Be
trachtung von Kundenprozessen (VKB).3 Darüber hinaus können je nach Risikobeurteilung 
weitere Instrumente, z. B. Hospitationen, gezielte Stichprobenprüfungen, Abfragen aus IT-Sys
temen, eingesetzt werden. Die Ergebnisse bilden ggf. den Ausgangspunkt für Maßnahmen zur 
Verbesserung der Qualität. 

 

2. Anwendungsbereich 
Das Integrationskonzept der Bundesagentur für Arbeit (4-Phasen-Modell) enthält die für eine 
zielorientierte Integrationsarbeit erforderlichen Regelungen für die Vermittlungs- und Integrati
onsfachkräfte  

• der gemeinsamen Einrichtungen und 

• der arbeitnehmerorientierten Arbeitsvermittlung in den Agenturen für Arbeit.  

Das Integrationskonzept der Bundesagentur für Arbeit (4-Phasen-Modell) wird darüber hinaus 
von den Beraterinnen bzw. Beratern und Vermittlerinnen bzw. Vermittlern der Teams Berufli
che Rehabilitation und Teilhabe angewendet. Die Datenerfassung im Menüpunkt Profiling / 
Ziel / Strategie ist jedoch nicht erforderlich, wenn die Dokumentation bereits im Menüpunkt 
"Rehabilitationsträger BA" erfolgte. 

Für die Anwendung des Integrationskonzeptes der Bundesagentur für Arbeit (4-Phasen-Mo
dell) unter Berücksichtigung des Kundenprozesses Reha SGB II seit dem 01.01.2025 ist Fol
gendes zu beachten: Die Integrationsverantwortung während des beruflichen 
Rehabilitationsprozesses für erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB) obliegt durchgängig 
den zuständigen Mitarbeitenden der gemeinsamen Einrichtungen. Sie sind vor diesem Hinter
grund weiterhin für die Umsetzung des 4-Phasen-Modells zuständig. Eine parallele Zuständig
keit zwischen Agenturen für Arbeit und gemeinsamen Einrichtungen besteht bei der 
Bearbeitung des VERBIS-Datensatzes. Entsprechend dem Wegweiser obliegt den Reha-Bera
terinnen und Reha-Beratern für ELB die Verantwortung zur Erfassung der Daten zum Rehabili
tationsverfahren. 
 
Das 4-Phasen-Modell ist auch bei beruflichen Rehabilitationsfällen der anderen Rehabilita
tionsträger je nach Rechtskreiszuständigkeit durch die zuständige Hauptbetreuerin bzw. dem 
zuständigen Hauptbetreuer in VERBIS anzuwenden. 

 

Praxis-Tipp: 

o Fragen und Antworten zur Anwendung des 4-Phasen-Modells im Rahmen des Re
habilitationsverfahrens der BA finden Sie in der FAQ. 

 
2 Siehe Weisung 201907017 vom 17.07.2019 – Operatives Risikomanagement und Qualitätssicherung 
3 Siehe Weisung 202109009 vom 23.09.2021 – Verlaufsbezogene Betrachtungen als Methode der Qua
litätssicherung  
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3. Die 4-Phasen im Detail 
Grundlage für eine erfolgreiche Integrationsarbeit bilden die Beratungsgespräche. Daher ergän
zen sich das 4-Phasen-Modell und die Beratungskonzeption (BeKo) und sind in ihren einzelnen 
Phasen und Strategien systematisch aufeinander bezogen. Während die Beratungskonzeption 
insbesondere beschreibt, auf welche Weise Stärken- und Ressourcenorientierung im Kunden
gespräch umgesetzt werden kann und welche besonderen Aspekte in der Beratungsarbeit zu 
beachten sind, enthält das 4-Phasen-Modell eine fachliche Anleitung zur systematischen und 
zielorientierten Ausgestaltung des Integrationsprozesses. Dabei können die Fachdienste der BA 
(BPS, ÄD und TBD), je nach Kundenbedarf jederzeit im Integrationsprozess unterstützen, z. B. 
bei der Abklärung der Leistungsfähigkeit oder zu Möglichkeiten des Erhalts bzw. der Verbesse
rung der Leistungsfähigkeit. 

 

Zur erfolgreichen Umsetzung des Prozesses sind folgende Maßgaben zu beachten: 

• Dokumentationspflicht: Jedes Kundengespräch ist durch die Vermittlungs- und Integrati
onsfachkraft nachvollziehbar und unter Berücksichtigung datenschutzrechtlicher Regelun
gen in einem Beratungsvermerk zu dokumentieren. Die Dokumentation bildet die 
Grundlage für nachfolgende Beratungsgespräche, sie ist daher für einen zielorientierten 
Integrationsprozess und zur Vermeidung von Doppelberatungen unerlässlich. 

• Transparenzgebot: Das Verwaltungshandeln, insbesondere beim Umgang mit personen
bezogenen Daten, ist der Kundin bzw. dem Kunden offen zu legen, um eine vertrauens
volle Zusammenarbeit zu ermöglichen bzw. zu fördern. 

• Beachtung von Betroffenenrechten. Hierzu zählt das Auskunftsrecht: Beispielsweise hat 
die Kundin bzw. der Kunde jederzeit das Recht auf Auskunft zu den über sie bzw. ihn 
gespeicherten Sozialdaten, sowie über die Empfängerin bzw. den Empfänger, an die bzw. 
den Daten weitergegeben werden und den Zweck der Speicherung. 

 

Praxis-Tipp: 

o Sozialdatenschutz im IT-Verfahren VERBIS und im Portal www.arbeitsagentur.de 

o Weisung 202109012 vom 29.09.2021 – Auskunftsersuchen nach Art. 15 DSGVO i. V. 
m. § 83 SGB X 

o Beratungskonzeption (BeKo) 

o Praxisleitfaden BPS / Praxisleitfaden ÄD / Praxisleitfaden TBD 

o Reader Zusammenarbeit mit den Fachdiensten in der BA-Lernwelt 

o Weisung 202506003 vom 16.06.2025 – Einführung eines Leitfadens für die Integrati
onsfachkräfte der gemeinsamen Einrichtungen zur Dokumentation von Beratungsge
sprächen im IT-Fachverfahren VERBIS 
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3.1 Erste Phase: Potenzialanalyse  
Im Rahmen der ersten Phase des Beratungsgespräches ist gemeinsam mit der bzw. dem zu 
Beratenden eine zielorientierte Stärken- und Schwächenanalyse durchzuführen. Im Falle eines 
Rechtskreiswechsels sind die Regelungen für das Übergabemanagement (Anlage 1) zu be
achten. 

Im Beratungsgespräch werden dabei Transparenz über das Gesprächsanliegen und den Ge
sprächsverlauf hergestellt. Handlungs- und Unterstützungsbedarfe werden gemeinsam erarbei
tet. 

• Als Ergebnis der Potenzialanalyse im Erstgespräch steht in der Regel ein matchingfähiges 
Bewerberprofil zur Verfügung, das unmittelbar an sämtlichen Suchläufen bundesweit (oder 
falls nicht zumutbar regional) teilnehmen kann4. Die Aktivierung des Suchassistenten ist 
möglichst früh im Integrationsprozess zu prüfen. 

• Im gesamten Integrationsprozess ist fortlaufend zu prüfen, ob Rehabilitationsbedarfe vor
liegen. Diese sind frühzeitig zu identifizieren. Daraus resultierende Handlungsbedarfe sind 
entsprechend abzuleiten, einzuleiten und in die Integrationsstrategie zu integrieren.  

• Im SGB II sind die Potenzialanalyse sowie die daraus abzuleitenden Maßnahmen im Kon
text der Bedarfsgemeinschaft zu betrachten. Werden hierzu gemeinsame Gespräche mit 
anderen Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft als zielführend eingeschätzt und in der 
Folge vorgesehen, ist die Einwilligung aller in das Gespräch einbezogenen Mitglieder er
forderlich. Ziel ist, die gleiche wirtschaftliche Eigenständigkeit von Frauen und Männern 
durch eine nachhaltige und existenzsichernde Integration in den Arbeitsmarkt zu fördern. 

• Eine Potenzialanalyse ist in den im Kapitel 3.1.3 aufgeführten Fallkonstellationen entbehr
lich. Darüber hinaus sind die Besonderheiten im Umgang mit Kundinnen und Kunden ge
mäß § 10 SGB II zu beachten (Kapitel 4) 

• Für das SGB II enthalten die Fachlichen Weisungen zu §§ 15, 15a SGB II "Potenzialana
lyse, Kooperationsplan und Verpflichtung" weitergehende Ausführungen/Regelungen zur 
Potenzialanalyse und zum Kooperationsplan. 

 

Praxis-Tipp: 

o Arbeitshilfe Bedarfserkennung & Zugang zu Rehabilitation und Teilhabe  

  

 
4 Hierbei sind im SGB III die Regelungen des §140 SGB III maßgeblich. 
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3.1.1 Zielgerichtete Ausrichtung 
Die Potenzialanalyse ist die Grundlage für die zu erarbeitende Integrationsstrategie. Die Integ
rationsstrategie ist an einem Zielberuf bzw. an einer Zieltätigkeit auszurichten.  

• Der Zielberuf bzw. die Zieltätigkeit wird im Rahmen der Potenzialanalyse festgelegt. 

o Der Zielberuf bzw. die Zieltätigkeit ist die Tätigkeit mit der individuell höchsten nach
haltigen Integrationswahrscheinlichkeit nach Einschätzung der Vermittlungs- und In
tegrationsfachkraft unter der Berücksichtigung der durchgeführten Stärken- und 
Schwächenanalyse. Dabei ist eine berufliche Neuorientierung mit Blick auf eine dau
erhafte Integration zu prüfen. 

o Bei der Vereinbarung des Zielberufes bzw. der Zieltätigkeit ist der in Betracht kom
mende regionale bzw. überregionale Arbeitsmarkt zu berücksichtigen.  

o Bei der Vereinbarung des Zielberufes bzw. der Zieltätigkeit sind Neigung, Eignung 
und Leistungsfähigkeit zu berücksichtigten.  

o Ungünstige Arbeitsmarktbedingungen können zu einem Handlungsbedarf führen (z. 
B. Motivation, Mobilität) oder eine berufliche Neuorientierung erfordern. 

o Die Angaben zur Tätigkeit im Stellengesuch können anfangs vom eigentlichen Ziel
beruf bzw. der Zieltätigkeit abweichen (z. B. wenn bei geflüchteten Menschen vorüber
gehend Zwischenziele verfolgt werden). 

• Kann der Zielberuf bzw. die Zieltätigkeit im Erstgespräch noch nicht festgelegt werden 
(insbesondere im SGB II oder in Fällen, in denen über einen möglichen Rehabilitationsbe
darf zu entscheiden ist), kann eine Annäherung beispielsweise über die Berufsgruppe oder 
Jobfamilie erfolgen.  

o In diesem Fall sind die notwendigen Schritte zur Erarbeitung eines Zielberufes bzw. 
einer Zieltätigkeit von der Vermittlungs- und Integrationsfachkraft und der Kundin bzw. 
dem Kunden gemeinsam verbindlich festzulegen. 

o Zudem ist zeitnah ein Folgegespräch zu terminieren, in dem die Potenzialanalyse und 
der Zielberuf bzw. die Zieltätigkeit aktualisiert werden.  

o Die Veröffentlichung eines Stellengesuchs bis zum Folgegespräch ist in diesen Fällen 
nicht zwingend notwendig. 

o Hier können gemeinsam mit den Kundinnen und Kunden zunächst Zwischenziele, wie 
z. B. die Heranführung an den Arbeitsmarkt oder die Schaffung bzw. Stabilisierung 
von Beschäftigungsfähigkeit festgelegt werden. 

Der Zielberuf bzw. die Zieltätigkeit sind dann unverzüglich nach Abschluss dieser Pro
zesse zu entwickeln, festzulegen und in VERBIS zu dokumentieren. 
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o Beschäftigte bzw. Wiedereinsteigende im SGB III sind in die Betreuung der Berufsbe
ratung im Erwerbsleben (BBiE) der Agentur für Arbeit zu übergeben.  

o Benötigen leistungsbeziehende beschäftigte bzw. wiedereinsteigende Kundinnen 
bzw. Kunden im SGB II Unterstützung bei der Entwicklung konkreter Vorstellungen 
für eine berufliche Neuorientierung, berufliche Qualifizierung, den Arbeitgeberwechsel 
oder beruflichen Wiedereinstieg, kann hierfür die Berufsberatung im Erwerbsleben 
(BBiE) der Agentur für Arbeit zur Unterstützung eingeschaltet werden.  

o Dabei sind die Kriterien der Fachlichen Weisung BBiE zu berücksichtigen (Link FW 
BBiE). Während der Einschaltung der BBiE ist die Veröffentlichung eines Stellenge
suchs nicht zwingend notwendig. 

o Bei der beruflichen Neu-Orientierung können die Online-Erkundungstools New Plan 
und Check-U unterstützen.  

o Für eine objektive Eignungsfeststellung kann das Dienstleistungsangebot des BPS 
genutzt werden.  

 

Praxis-Tipp: 

o New Plan: Kurzreader für Vermittlungsfachkräfte und Integrationsberaterinnen 
und -berater 

o Check-U: Arbeitshilfe für Beratungs- und Vermittlungsfachkräfte 

o Arbeitshilfe: Vergleich Merkmale New Plan – VERBIS – BPS  

o Reader Zusammenarbeit mit den Fachdiensten in der BA-Lernwelt 

o Arbeitshilfe Bedarfserkennung & Zugang zu Rehabilitation und Teilhabe 
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3.1.2 Potenzialanalyse durchführen 
Für den Beratungserfolg und eine gelingende Integration ist es zwingend erforderlich, die Res
sourcen der Kundinnen und Kunden zu erkennen, zu stärken und zu aktivieren.5  

• Im Rahmen der Stärkenanalyse sind alle verwertbaren (auch in der Vergangenheit erlang
ten) beruflichen und übergreifenden Kompetenzen zu erfassen. Darunterfallen sowohl for
male als auch non-formale Qualifikationen und sogenannte Soft Skills, beispielsweise 
methodische, kommunikative oder soziale Fähigkeiten. Die Online-Erkundungstools New 
Plan und Check-U können bei der Erhebung von überfachlichen Kompetenzen (Soft Skills) 
der beruflichen Neu-Orientierung unterstützen. 

• Darüber hinaus sind gemeinsam mit der Kundin bzw. dem Kunden nur die Handlungsbe
darfe zu erheben, die einer nachhaltigen Integration mit Blick auf den Zielberuf bzw. die 
Zieltätigkeit voraussichtlich im Wege stehen.  

• Wird ein Handlungsbedarf festgestellt, leitet sich aus diesem folgerichtig immer auch eine 
Handlungsstrategie (siehe Dritte Phase) ab. 

 

 
Praxis-Tipp: 

o Arbeitshilfe Profiling/Kriterienkatalog 

o Learning-Nugget: Ressourcenorientierung 

o Beko – Methoden und Techniken 

o New Plan: Kurzreader für Vermittlungsfachkräfte und Integrationsberaterinnen und  
-berater 

o Check-U: Arbeitshilfe für Beratungs- und Vermittlungsfachkräfte 

o Arbeitshilfe: Vergleich Merkmale New Plan – VERBIS – BPS 

 

3.1.3 Ausnahmen von der Potenzialanalyse (rechtskreisübergreifend) 
Eine Potenzialanalyse ist entbehrlich (Integrationsprognose „Zuordnung nicht erforder
lich“): 

a) wenn das Ende der Arbeitslosigkeit bzw. der Hilfebedürftigkeit bereits zu einem konkreten 
Zeitpunkt feststeht (i. d. R. innerhalb der nächsten 8 Wochen), z. B. wegen Arbeitsaufnahme, 
Eintritt der Schutzfristen nach dem MuSchG, Rente, bei Wiedereinstellungszusage, 

b) bei § 145 SGB III, einschließlich „Erwartungsfall“ (Fälle mit Verdacht auf § 145, bei denen 
aber noch kein ärztliches Gutachten vorliegt) und 

c) bei bestimmten Fallkonstellationen nach § 10 SGB II. Ausführungen zu den Fallgestaltun
gen nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 (Erziehende) oder Nr. 4 (Pflegende) SGB II siehe Kapitel 4. 

 

 
5 Grundlagenpapier zur Weiterentwicklung der Beratungskonzeption der Bundesagentur für Arbeit (BeKo), 3. Hand
lungsprinzip – Ressourcen der Kundinnen und Kunden erkennen.  
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3.2 Zweite Phase: Ziel festlegen 
Im Beratungsgespräch ist die zweite Phase geprägt durch die Erarbeitung und Festlegung des 
Eingliederungszieles gemäß § 15 Abs. 2 S. 2 SGB II bzw. § 37 Abs. 2 Nr. 1 SGB III. Die allge
meinen Hinweise zur „Zielgerichteten Ausrichtung“ (Kapitel 3.1.1) sind zu berücksichtigen. In 
VERBIS können dabei folgende Zieloptionen ausgewählt werden: 
 
Zieloptionen 

Aufnahme Beschäftigung 1. Arbeitsmarkt lokal 

Aufnahme Beschäftigung 1. Arbeitsmarkt überregional 

Aufnahme Beschäftigung 1. Arbeitsmarkt international 

Aufnahme Mini-Jobs, Midi-Jobs, kurzfristige Beschäftigung 

Aufnahme Selbständigkeit  

Aufnahme Tätigkeit jenseits 1. Arbeitsmarkt 

Aufnahme einer schulischen Ausbildung 

Stabilisierung bestehender Beschäftigung / Selbständigkeit 

Aufnahme einer betrieblichen Ausbildung 

Aufnahme eines Studiums 

Aufnahme eines dualen Studiums 

 

Auf Grundlage der Potenzialanalyse ist gemeinsam mit der Kundin bzw. dem Kunden ein Ziel 
zu vereinbaren, welches nachfolgende Anforderungen erfüllt: 

• Das Ziel bezieht sich auf die Integration in den Ausbildungs- bzw. Arbeitsmarkt. 

• Das Ziel ist erreichbar (d. h. realistisch, umsetzbar) und überprüfbar. 

• Das Ziel hat die höchste Erfolgsaussicht auf eine nachhaltige Integration.  

Rechtliche Ansprüche bzw. besondere Zielgruppen sowie ein möglicher Rehabilitationsbedarf 
sind dabei angemessen zu berücksichtigen. Das Ziel soll zudem die gleiche wirtschaftliche Ei
genständigkeit von Frauen und Männern durch eine nachhaltige und existenzsichernde Integra
tion in den Arbeitsmarkt fördern. 

Dabei ist Transparenz über die Zielfindung und -festlegung gegenüber der Kundin bzw. dem 
Kunden sicherzustellen. 

Im SGB II:  

Sofern es zur Überwindung oder Reduzierung der Hilfebedürftigkeit der Bedarfsgemeinschaft 
erforderlich und zumutbar ist, ist die Aufnahme einer Vollzeittätigkeit anzustreben. 

Um eine bedarfsdeckende (Vollzeit-)Tätigkeit bei Erwerbsaufstockenden (vgl. § 2 SGB II) zu 
erreichen, ist zur Ausweitung der Stundenzahl und Verbesserung des Verdienstes das Ziel „Sta
bilisierung besehender Beschäftigung / Selbständigkeit“ auszuwählen. Bei einem Wechsel des 
Arbeitgebers zur Verbesserung des Verdienstes dagegen das Ziel „Aufnahme Beschäftigung 1. 
Arbeitsmarkt“.  

In Abhängigkeit von der Integrationsprognose beziehungsweise dem individuellen Unterstüt
zungsbedarf kann es zweckmäßig sein, ergänzend vorgelagerte Zwischenziele zu vereinbaren. 
Für zu Beratende im SGB II wird empfohlen, diese in den Kooperationsplan (Fachliche Weisun
gen § 15, 15a SGB II) aufzunehmen.  
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3.3 Dritte Phase: Strategie(n) auswählen 
In der dritten Phase des Beratungsgespräches wird eine gemeinsame, individuelle Integrations
strategie entwickelt. Beidseitige Aktivitäten zur Umsetzung der Integrationsstrategie werden 
konkretisiert und festgelegt. 

 

3.3.1 Handlungsstrategien 
• Jeder vermittlungsrelevante Handlungsbedarf führt immer zur Aufnahme einer Handlungs

strategie. Für jeden Handlungsbedarf stehen eine oder mehrere eigene Handlungsstrate
gien zur Verfügung. Darüber hinaus stehen weitere Handlungsstrategien zur Verfügung, 
bei denen kein spezieller Handlungsbedarf zugrunde liegt, z. B. „Beschäftigungsaufnahme 
aktiv stabilisieren“. 

• Die Handlungsstrategien enthalten Empfehlungen, welche Aktivitäten seitens der Kundin 
bzw. des Kunden, der Integrationsfachkraft und ggf. Dritter zielführend sein können und in 
welchen Phasen/Schritten und Zeiträumen des Integrationsprozesses ihre Umsetzung 
sinnvoll erscheint. 

• Im Ergebnis entscheiden die festgestellten individuellen Handlungsbedarfe über Art und 
Ausgestaltung der persönlichen Integrationsstrategie. 

• Die beruflichen und individuellen Stärken sowie Ressourcen der Kundinnen und Kunden 
sollen bei der Umsetzung der Handlungsstrategien aktiv genutzt, aber auch gefördert bzw. 
entwickelt werden. 

• Die Handlungsstrategien ermöglichen differenzierte Aussagen zur Kundenstruktur. Sie 
sind daher präzise und aktuell zu dokumentieren. 

• Sofern Handlungsbedarfe der Aufnahme einer Beschäftigung nicht eindeutig entgegen
stehen (z. B. wenn Leistungsfähigkeit noch geklärt werden muss) sind mit der Kundin bzw. 
dem Kunden konkrete und bedarfsgerechte Bewerbungsaktivitäten zu besprechen und in 
der Eingliederungsvereinbarung bzw. im Kooperationsplan festzuhalten. Hierfür ist die 
Handlungsstrategie „Vermittlung“ auszuwählen. 

• Sofern im Rechtskreis SGB II die Handlungsstrategie „Vermittlung“ ausgewählt wurde, 
sind in jedem Beratungsgespräch Stellensuchläufe durchzuführen und geeignete Vermitt
lungsvorschläge auszuhändigen. Die Ergebnisse werden in einem dem Leitfaden zur Do
kumentation von Beratungsgesprächen im IT-Fachverfahren VERBIS entsprechenden 
Vermerk dokumentiert. Sie werden in geeigneter Form (z. B. telefonisch), jedenfalls spä
testens aber im Folgegespräch nachgehalten. Die Stellensuchläufe und die Unterbreitung 
von Vermittlungsvorschlägen sind als Teil der Vermittlungsaktivitäten innerhalb der Hand
lungsstrategie „Vermittlung“ durchgehend (auch zwischen den Beratungsgesprächen) vor
zunehmen und nachzuhalten.  

Für die Handlungsbedarfe der Schlüsselgruppe „Leistungsfähigkeit“ gilt darüber hinaus: 

• Kann aufgrund (drohender) gesundheitlicher Beeinträchtigungen der erlernte Beruf bzw. 
die zuletzt ausgeübte berufliche Tätigkeit nicht mehr ausgeübt werden, ist gemäß § 12 
Abs. 2 SGB IX zuerst ein möglicher Rehabilitationsbedarf der Kundin bzw. des Kunden zu 
prüfen und auf eine Antragstellung beim voraussichtlich zuständigen Rehabilitationsträger 
hinzuwirken. Dabei ist durch die Vermittlungs-/Integrationsfachkraft der wahrscheinlich zu
ständige Rehabilitationsträger zu ermitteln, bei dem der Antrag auf Leistungen zur Teil
habe zu stellen ist. Eine berufliche Alternative wird mit der Kundin bzw. dem Kunden 
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erarbeitet (entweder durch den Rehabilitationsträger oder die Vermittlerinnen bzw. Ver
mittler).  

• Die Bedarfserkennung ist der Ausgangspunkt für den Rehabilitationsprozess und eröffnet 
die Möglichkeit des Zugangs zu Teilhabeleistungen (unabhängig von der Leistungs
gruppe). Dabei ergibt sich eine parallele Zuständigkeit zwischen dem zuständigen Reha
bilitationsträger und dem JC hinsichtlich möglicher Förderungen (parallele 
Leistungserbringung). Dies erfordert einen geregelten Informationsaustausch, einen ab
gestimmten Prozess der Zusammenarbeit sowie ein gemeinsames Vorgehen.  

• Seit dem 01.01.2025 ist die Zuständigkeit für die Förderentscheidung und Finanzierung 
für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben von erwerbsfähigen Leistungsberechtigen im 
SGB II, bei denen die BA der zuständige Rehabilitationsträger ist, von den JC auf die AA 
vollständig übergegangen. Auf den neuen Kundenprozess Reha SGB II wird verwiesen. 

 

Praxis-Tipp: 

o Überblick über Handlungsbedarfe und Handlungsstrategien (Arbeitshilfe Handlungs
strategien) 

o Rehabilitation und Teilhabe im SGB II und SGB III: Der Rehabilitationsprozess der BA 

o Wegweiser zum Kundenprozess Reha SGB II für erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
ab 01.01.2025 

o Arbeitshilfe Bedarfserkennung & Zugang zu Rehabilitation und Teilhabe 

o Neue Kundenprozesse FbW & Reha ab 01.01.2025 für Kund*innen des SGB II 

o Leitfaden für Integrationsfachkräfte der gemeinsamen Einrichtungen zur Dokumenta
tion von Beratungsgesprächen im IT-Fachverfahren VERBIS 
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3.3.2 Produkteinsatz 
• Die Handlungsstrategien beinhalten auch Empfehlungen, welche aktiven Förderleistungen 

im Rahmen der jeweiligen Integrationsstrategie sinnvoll eingesetzt werden können. 

• Ein Produkteinsatz ist an der Erforderlichkeit für die Zielerreichung, der zu erwartenden 
Wirkung und der Wirtschaftlichkeit auszurichten. 

• Zur Unterstützung der individuellen, dezentralen (Ermessens-) Entscheidungen  
- einschließlich deren nachvollziehbarer Dokumentation - durch die Vermittlungs- und In
tegrationsfachkräfte dienen die folgenden Leitfragen: 

o Ist der Produkteinsatz passgenau und erforderlich, das heißt, kann ein vermittlungs
relevanter Handlungsbedarf durch den Einsatz dieser Förderung erfolgreich beseitigt 
bzw. verringert werden? 

o Besteht hohe Erfolgswahrscheinlichkeit? 

o Liegen bei Förderleistungen die individuellen Fördervoraussetzungen vor? 

• Leistungen zur Eingliederung können im SGB II erbracht werden, soweit sie zur Vermei
dung oder Überwindung, Verkürzung oder Verminderung der Hilfebedürftigkeit für die Ein
gliederung erforderlich sind (vgl. § 3 SGB II). Dabei sind im SGB II die Fachliche 
Weisungen § 16 SGB II „Leistungen zur Eingliederung SGB II“ zu berücksichtigen. 

o Vor jedem Produkteinsatz ist daher zu prüfen, ob eine dauerhafte Vermittlung in 
Ausbildung oder Arbeit ohne Leistungen zur Eingliederung möglich ist oder ob 
hierfür der Einsatz von Leistungen zur Eingliederung erfolgversprechender ist, 
um z. B. „Drehtüreffekte“ zu vermeiden. Diese Ausnahme vom Vermittlungsvor
rang gilt insbesondere für Leistungsberechtigte unter 30 Jahren. Leistungsbe
rechtigte oberhalb dieser Altersgrenze können aber auch künftig - bei Vorliegen 
der gesetzlichen Voraussetzungen - gefördert werden. 

o Ein Maßnahmeeinsatz ist dann erfolgversprechender, wenn für eine leistungs
berechtigte Person unmittelbar nur eine kurzfristige bzw. nicht bedarfsdeckende 
Beschäftigung in Betracht kommt, jedoch alternativ eine Leistung zur Eingliede
rung zur Verfügung steht und nach deren Abschluss konkrete Aussichten beste
hen, zeitnah auf einen Arbeitsplatz mit dauerhafter Eingliederungsperspektive 
einzumünden. 

o Verfügt die leistungsberechtigte Person nicht über ausreichende deutsche allge
meine oder notwendige berufsbezogene Sprachkenntnisse, ist die Teilnahme am 
Integrationskurs nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes oder an der berufsbezoge
nen Deutschsprachförderung nach § 45a des Aufenthaltsgesetzes in der Regel 
erfolgsversprechender als die unmittelbare Vermittlung in Ausbildung oder Arbeit 
(§ 3 Abs. 4 Satz 3). 

• Ist die Teilnahme an einer Weiterbildungsmaßnahme, die unmittelbar auf den Berufsab
schluss vorbereitet, in der individuellen Kundensituation nicht realisierbar, kann der Ein
satz von kürzeren Formen der Weiterbildung zielführend sein. Dazu zählt z. B. die 
Förderung von Grundkompetenzen – auch losgelöst von berufsabschlussbezogenen Wei
terbildungsmaßnahmen bzw. zur Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit. Ferner kann 
der schrittweise Erwerb eines Berufsabschlusses auch über berufsanschlussfähige Teil
qualifikationen erfolgen, die über einen längeren Zeitraum laufen.  

• Die Zuständigkeit für die Beratung, Bewilligung und Finanzierung für die Förderung der 
beruflichen Weiterbildung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten liegt bei den Agen
turen für Arbeit. Es wird auf den FbW-Referenzprozess verwiesen.  
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• Beim Einsatz von Marktersatzmaßnahmen im SGB II, von kommunalen Eingliederungs
leistungen gemäß § 16a SGB II und der ganzheitlichen Betreuung (§ 16k SGB II) sollen 
die Wiederherstellung von Beschäftigungsfähigkeit erreicht und beim Einsatz der Teilhabe 
am Arbeitsmarkt (§ 16i SGB II) zusätzlich soziale Teilhabechancen eröffnet werden. 

• Für Kundinnen und Kunden, bei denen ein anderer Rehabilitationsträger für die Teilhabe 
am Arbeitsleben zuständig ist, gilt:  

o Das Leistungsverbot nach § 22 SGB III bzw. § 5 SGB II wurde mit dem Teilhabestär
kungsgesetz zum 01.01.2022 partiell aufgehoben und eröffnet unter bestimmten Vo
raussetzungen die Möglichkeit der Förderung von Rehabilitandinnen und 
Rehabilitanden mit vermittlungsunterstützenden Leistungen (z. B. Leistungen nach 
§§ 44, 45 SGB III oder §§ 16a ff. SGB II, ausgenommen §§ 16c, 16e SGB II).  

o Die Koordinierung der Absprache über die Leistungserbringung obliegt dem leisten
den Rehabilitationsträger. Grundsätzlich ist für eine Beteiligung das Teilhabeplanver
fahren vorgesehen (§ 19 Abs. 1 i. V. m. § 15 SGB IX), siehe auch Fachliche 
Weisungen Reha/SB. 

o Die Zusammenarbeit bei der Vermittlung und im Bereich der Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben der Rentenversicherung wurde in einer Verfahrensabsprache kon
kretisiert. Hinzu kommen Abstimmungen auf regionaler Ebene, die durch die Regio
naldirektionen getroffen werden. Bei Rehabilitandinnen bzw. Rehabilitanden sind Ziel 
und Produkteinsatz passend zum Unterstützungsbedarf sowie Produkteinsatz des 
Rehabilitationsträger auszurichten und abzustimmen.  

• Die zuvor genannten Punkte gelten für die Zusammenarbeit zwischen dem Rehabilitati
onsträger BA und den Jobcentern ab 01.01.25 entsprechend. Der neue Kundenprozess 
Reha SGB II ist anzuwenden. 

 

Praxis-Tipp: 

o Wegweiser zum Kundenprozess Reha SGB II für erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
ab 01.01.2025 

o Fachliche Weisung zu § 22 SGB III im Themengebiet Rehabilitation, Teilhabe und 
Schwerbehindertenrecht  

o Fachliche Weisung zu § 5 SGB II – Verhältnis zu anderen Leistungen 

o Verfahrensabsprache mit der DRV, BA, DLT, DST über die Zusammenarbeit im Be
reich der Leistungen der Rentenversicherung zur Teilhabe am Arbeitsleben 

o Rechtskreisübergreifender Referenzprozess zur Förderung der beruflichen Weiterbil
dung ab 01.01.2025 

o Fachliche Weisung zu § 16 SGB II Leistungen zur Eingliederung 
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3.3.3 Betreuung während einer Fördermaßnahme und Durchführung des Absol
ventenmanagements 

Alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen sind während der 
Teilnahme weiter in die Betreuungs- und Vermittlungsaktivitäten einzubeziehen: 

• Ziel ist die Unterstützung eines erfolgreichen Abschlusses der Maßnahme. Sofern der Ab
schluss der Maßnahme gefährdet ist, besteht die Erforderlichkeit einer frühzeitigen Inter
vention. Die Anzahl der Beratungsgespräche richtet sich nach den individuellen Bedarfen 
der Teilnehmenden und den für den Maßnahmeerfolg relevanten Anlässen. 

• Inhalte der Betreuung sind z. B.  

o das Auswerten von (Teil-)Erfolgen und Erkennen ggf. erfolgsgefährdender Faktoren 
im Maßnahmeverlauf, 

o Berichte, wie zum Beispiel die Leistungs- und Verhaltensbeurteilungen (LuV), sind 
immer auszuwerten und stellen in der Regel einen Anlass für einen Kontakt mit der 
Kundin bzw. dem Kunden dar. Liegen keine Berichte vor, ist die Betreuung unabhän
gig davon dennoch aktiv seitens der zuständigen Vermittlungs-/Integrationsfachkraft 
sicherzustellen. In diesen Fällen sollen eigeninitiativ Kontakte zu Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer aufgenommen werden, 

o die Erhebung ergänzend notwendiger Unterstützungsbedarfe, die ggf. in der Zeit der 
Teilnahme bereits bearbeitet werden können,  

o die Bereitstellung bedarfsgerechter Angebote, ggf. unter Einsatz von flankierenden 
Eingliederungsleistungen und 

o Aktivitäten zur frühzeitigen Entwicklung von Anschlussperspektiven, z. B. nach einer 
geförderten Beschäftigung im Rahmen von §§ 16e oder i SGB II, um die erzielten 
Beschäftigungs- und Teilhabeeffekte nicht zu gefährden. 

Für Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die an Maßnahmen mit einer Dauer von mindestens 
zwei Monaten teilnehmen, ist in einem Zeitraum  

• innerhalb von vier Wochen vor 

…bis… 

• vier Wochen nach  

dem individuellen Teilnahmeende ein zu dokumentierendes Beratungsgespräch durchzufüh
ren.  

Bei Teilnahmen mit einer Dauer von unter zwei Monaten, insbesondere bei Maßnahmen zur 
Aktivierung und beruflichen Eingliederung ist eine Maßnahmeteilnahme grundsätzlich mit ei
nem dokumentierten qualifizierten Beratungsgespräch zeitnah (spätestens innerhalb von vier 
Wochen) nach Maßnahmeende zu verbinden. Bei Maßnahmen bei einem Arbeitgeber (MAG) 
gilt dies nur bei Nicht-Übernahme in ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis. 

Bei abschlussorientieren Reha-Maßnahmen ist der Übergang in den Arbeitsmarkt frühzeitig 
einzuleiten. Hierzu ist in der Regel vier Monate vor Maßnahmeende eine Gruppeninformation 
durchzuführen, um die Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf den Vermittlungsprozess vorzube
reiten und frühzeitig zu aktivieren. Die Gruppeninformation soll durch die vor Ort zuständigen 
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner in den Reha-Teams Reha-Vermittlerinnen und -
Vermittler oder Reha/SB-Spezialistinnen und Spezialisten durchgeführt werden. Frühstens drei 
Monate vor Ende der abschlussorientierten Reha-Maßnahme (für Rehabilitandinnen und Re
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habilitanden bei der BA als auch bei anderen Rehabilitationsträgern) ist ein qualifiziertes Bera
tungsgespräch durch die Vermittlerinnen bzw. Vermittler der Teams Berufliche Rehabilitation 
und Teilhabe mit den Kundinnen und Kunden durchzuführen. 

In den Gesprächen im Rahmen des Teilnehmenden- und Absolventenmanagements werden 
die Erkenntnisse aus der Maßnahmeteilnahme (auch anhand des teilnahmebezogenen Be
richts) mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern ausgewertet, gemeinsam die weitere indivi
duelle Integrationsstrategie festgelegt und ggf. das Bewerberprofil hinsichtlich 
hinzugewonnener Kenntnisse und Fertigkeiten und die Potenzialanalyse vollumfänglich zu ak
tualisieren aktualisiert. 

Die Regelungen zum Teilnehmenden- und Absolventenmanagement gelten unabhängig da
von, ob es sich um einen regulären Austritt oder einen Abbruch (vorzeitiger Austritt) der Maß
nahme handelt.  

Vermittlungsbemühungen sind bei entsprechender Handlungsstrategie einzuleiten. 

Die Handlungsstrategie „Absolventenmanagement“ vervollständigt prozessual die Handlungs
strategien „Berufliche (Teil-) Qualifikation realisieren“ und „Berufsabschluss erwerben“. 

 

Praxis-Tipp: 

o Der Rehabilitationsprozess der Bundesagentur für Arbeit  

 

3.4 Vierte Phase: Umsetzen und Nachhalten 
Wesentliche Grundlage zur Umsetzung und Nachhaltung der vereinbarten Ziele und Strategien 
ist im SGB III die Eingliederungsvereinbarung und im SGB II der Kooperationsplan. Beide In
strumente haben das Ziel, die nächsten Schritte im Integrationsprozess zu strukturieren und 
Transparenz darüber herzustellen. 

3.4.1 Eingliederungsvereinbarung SGB III 
Mit jeder Kundin bzw. jedem Kunden, bei der bzw. bei dem eine Potenzialanalyse durchgeführt 
wurde, ist grundsätzlich eine Eingliederungsvereinbarung abzuschließen.6 

Mit der Eingliederungsvereinbarung wird Transparenz und Verbindlichkeit für alle am Prozess 
beteiligten Akteure hergestellt: 

• In der Eingliederungsvereinbarung sind die individuell mit der Kundin bzw. dem Kunden 
getroffenen Vereinbarungen inklusive der erforderlichen Teilschritte und Zwischenziele der 
Integrationsstrategie zusammenzufassen, zu strukturieren und Folgeaktivitäten zu termi
nieren. Zudem beinhaltet die Eingliederungsvereinbarung, 

o welche Leistungen er oder sie erhält, 

o welche Bemühungen sie oder er zu unternehmen hat und 

o wie Angebote anderer Leistungsträger einbezogen werden. 

 
6 Im Rechtskreis SGB III können die Vermittlungsfachkräfte bei marktnahen Kundinnen und Kunden in 
den ersten drei Monaten nach Beginn der Arbeitslosigkeit selbst entscheiden, ob der Abschluss einer 
Eingliederungsvereinbarung erforderlich ist. 
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• Die schriftlich zu verfassende Eingliederungsvereinbarung ist für die Kundin bzw. den 
Kunden verständlich zu formulieren, im Beratungsgespräch auszuhändigen und zu erläu
tern.  

• Die Eingliederungsvereinbarung ist regelmäßig, spätestens jedoch nach Ablauf von 6 Mo
naten, bei arbeitslosen und ausbildungsuchenden jungen Menschen spätestens nach drei 
Monaten, gemeinsam zu überprüfen und bei Bedarf anzupassen. 

• Für Rehabilitandinnen und Rehabilitanden aus dem Rechtskreis SGB III kann der Teilha
beplan die Eingliederungsvereinbarung nach § 37 Absatz 2 SGB III ersetzen7. 

3.4.2 Kooperationsplan SGB II  
Mit jeder bzw. jedem Leistungsberechtigten soll auf Basis der Potenzialanalyse unverzüglich 
ein Kooperationsplan erstellt werden. Dieser dient als roter Faden im Integrationsprozess. Der 
Kooperationsplan ist ein rechtlich unverbindlicher Plan, der gemeinsam mit der Kundin bzw. 
dem Kunden erstellt wird, um einen vertrauensvollen Beratungs- und Integrationsprozess ein
zuleiten und dauerhaft zu unterstützen.  

Der Kooperationsplan beinhaltet unter Berücksichtigung der §§ 3 und 3a SGB II ein persönli
ches Angebot der Beratung, Unterstützung oder Vermittlung, das Eingliederungsziel sowie die 
wesentlichen nächsten Schritte zur Eingliederung. Als persönliches Angebot  kommen grund
sätzlich alle Leistungen der gemeinsamen Einrichtungen zur Beratung, Unterstützung oder 
Vermittlung erwerbsfähiger Leistungsberechtigter in Betracht (z.B. persönliche Beratungsange
bote, Stelleninformationen und Vermittlungsvorschläge für Arbeits- oder Ausbildungsangebote 
sowie  konkrete Qualifizierungs-, Förderungs- und Informationsangebote sowie die Teilnahme 
an Integrationskursen nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes und Maßnahmen der berufsbezoge
nen Deutschförderung nach § 45a des Aufenthaltsgesetzes). Auch das Angebot eines nächsten 
Beratungstermins kann ein „persönliches Angebot“ im Sinne des § 15 sein. Voraussetzung ist, dass 
im Termin ein individuelles Kundenanliegen aufgegriffen werden soll und der Zeitraum, in dem die 
Beratung stattfindet, festgelegt oder näher konkretisiert wird. Mit dem „persönlichen Angebot“ soll 
insbesondere einem besonderen Bedarf bzw. der individuellen Kundensituation bzw. Lebens
lage Rechnung getragen werden. 
Insbesondere bei Personen, bei denen die Aufnahme einer Beschäftigung voraussichtlich erst 
nach mehr als sechs Monaten gelingt, wird empfohlen, neben dem individuellen Eingliede
rungsziel auch das konkrete nächste Zwischenziel (z. B. Sicherstellung einer Kinderbetreuung) 
aufzunehmen. 

Des Weiteren soll individuell und bedarfsgerecht festgehalten werden 

• in welche Ausbildung, Tätigkeit oder Tätigkeitsbereiche vermittelt werden soll, 

• welche Eigenbemühungen die Kundin bzw. der Kunde unternimmt und nachweist, 

• welche Leistungen zur Eingliederung in Arbeit oder Ausbildung in Betracht kommen, 

• ob eine Teilnahme an einem Integrationskurs nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes oder an 
einer Maßnahme der berufsbezogenen Deutschförderung nach § 45a des Aufenthaltsge
setzes infrage kommt, 

• ob und wie Leistungen anderer Leistungsträger mit einbezogen werden und 

• dass im Falle eines Bedarfes an Leistungen gemäß § 5 SGB IX auf eine entsprechende 
Antragstellung hingewirkt wird.  

Die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung und schwerbehinderten Menschen sollen an
gemessen berücksichtigt werden. 

 
7 Fachliche Weisung §19 SGB IX 
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Im Kooperationsplan soll zunächst ein möglicher Rehabilitationsbedarf sowie die voraussichtli
che Leistungsgruppe nach § 5 SGB IX mit dem Ziel einer entsprechenden Antragstellung beim 
voraussichtlich zuständigen Rehabilitationsträger klar und verständlich aufgenommen werden. 
Sobald der Antrag gestellt wurde und die Zuständigkeit geklärt ist, ist wichtig, dass der Teilha-
beplan und Kooperationsplan ineinandergreifen und ein abgestimmtes Vorgehen gewährleisten, 
siehe Fachliche Weisungen § 15, 15a SGB II - Potenzialanalyse, Kooperationsplan und Ver
pflichtung. 

Außerdem können Leistungen für Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft sowie Maßnahmen und 
Leistungen im Hinblick auf gesundheitliche Beeinträchtigungen aufgenommen werden. 

Der Kooperationsplan wird in Textform erstellt und soll spätestens nach Ablauf von sechs Mo
naten aktualisiert bzw. fortgeschrieben werden.  

Bei Übertragung der Ausbildungsvermittlung nach § 16 Abs. 4 SGB II i.V.m. § 22 Abs. 4 
SGB III durch gemeinsame Einrichtungen auf die Agenturen für Arbeit obliegt die Erstellung des 
Kooperationsplans der gemeinsamen Einrichtung, siehe Fachliche Weisung § 15 Potenzialana
lyse und Kooperationsplan SGB II. 

Kundinnen und Kunden, die Leistungen nach dem SGB II zusätzlich zum Arbeitslosengeld be
ziehen (sog. „Aufstockende Personen“), benötigen keinen Kooperationsplan. Die Integrations
verantwortung und vermittlerische Betreuung liegt hier bei den zuständigen Agenturen für Arbeit 
(siehe FW 202212016 vom 21.12.2022). 

 

Praxis-Tipp: 

o Fachliche Weisungen § 15, 15a SGB II - Potenzialanalyse, Kooperationsplan und Ver
pflichtung  

 

3.4.3 Das Folgegespräch 
Folgegespräche sollen die Umsetzung bzw. Nachhaltung der Integrationsstrategie sicherstellen.  

• Mit dem Ziel, passende Vermittlungsangebote (Vermittlungsvorschläge, Stelleninformati
onen) zu unterbreiten, sind insbesondere für Kundinnen und Kunden mit der Strategie 
„Vermittlung“ regelmäßig geeignete Stellensuchläufe durchzuführen (VERBIS, www.ar
beitsagentur.de, …). Die Suchläufe sind auch Bestandteil der Gesprächsvorbereitung. 

• Das Folgegespräch hat neben dem bzw. den Gesprächsanliegen mindestens vier inhaltli
che Aktivitäten abzudecken: 

1) Abgleich der Eingliederungsvereinbarung oder des Kooperationsplans mit dem tatsäch
lichen Stand der Umsetzung 

o Fortschritte, aber auch Misserfolge sind ausführlich zu erörtern. 

o Ziel ist es, die Kundin bzw. den Kunden für weitere Aktivitäten und Eigeninitiative zu 
motivieren und das Selbstbewusstsein zu stärken. Bei fehlender Umsetzung der ver
einbarten Schritte im Kooperationsplan sind Kundinnen und Kunden im Rechtskreis 
SGB II zur Vornahme der erforderlichen Mitwirkungshandlungen zu verpflichten (siehe 
FW §§ 15, 15a). Darüber hinaus können Kundinnen und Kunden auch bei Nichter
scheinen zu einem Termin im Jobcenter nach §15a Abs. 1 SGB II durch schriftlichen 
Verwaltungsakt verpflichtet werden. 

o Es ist zu überprüfen, inwieweit die festgelegte Unterstützung von der Agentur für Ar
beit bzw. der gemeinsamen Einrichtung tatsächlich erbracht wurde. 
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2) Überprüfung Potenzialanalyse, Ziel und Strategieauswahl 

o Die Potenzialanalyse ist bei jedem qualifizierten Beratungsgespräch zu überprüfen 
und bei Bedarf zu überarbeiten. Insbesondere sind neu- oder weiterentwickelte Kennt
nisse und Fähigkeiten zu erfassen, damit das Bewerberprofil aktualisiert und optimal 
für Matchingsuchläufe aufbereitet ist. 

o Es ist zu überprüfen, ob festgestellte Handlungsbedarfe mit den ausgewählten Hand
lungsstrategien erfolgreich bearbeitet wurden oder ob ggf. eine Anpassung der Integ
rationsstrategie erforderlich ist. 

o Die arbeitsmarktliche Zielsetzung ist auf Aktualität hin zu überprüfen und ggf. zu ak
tualisieren. 

o Die Auswahl und Ausgestaltung der Handlungsstrategien sind mit Blick auf die Aktu
alisierung der Potenzialanalyse und die Zielsetzung bei jedem qualifizierten Bera
tungsgespräch zu überprüfen und ggf. anzupassen (z. B. Auswahl einer neuen 
Handlungsstrategie, Verlängerung oder Wiederholung von Phasen). 

3) Besprechung von Bewerbungsaktivitäten 

o Festgehaltene bzw. vereinbarte Bewerbungsaktivitäten sind mit der Kundin bzw. dem 
Kunden zu besprechen und nachzuhalten. 

o Neben der Sichtung von Bewerbungsunterlagen sind Vermittlungsvorschläge und 
durchgeführte Bewerbungsgespräche bzw. Rückmeldungen von Arbeitgebern auf Be
werbungen auszuwerten und nachvollziehbar zu dokumentieren. 

4) Vereinbarung nächster Schritte 

o Gemeinsam mit der Kundin bzw. dem Kunden sind entlang der ausgewählten Hand
lungsstrategien zielführende Folgeaktivitäten zu erarbeiten, welche im SGB III in der 
Eingliederungsvereinbarung und im SGB II im Kooperationsplan festgehalten werden. 

o Im SGB III werden Eigenbemühungen der Kundin bzw. des Kunden konkret und ver
ständlich beschrieben und in der Eingliederungsvereinbarung auch verbindlich termi
niert. 

o Im SGB II sollen erforderliche Eigenbemühungen im Kooperationsplan individuell an
gemessen und in Abstimmung mit der Kundin bzw. dem Kunden konkret festgelegt 
werden (vgl. Fachliche Weisungen zu § 15 und 15a SGB II „Potenzialanalyse, Koope
rationsplan und Verpflichtung). 

o Entsprechend der individuellen Integrationsstrategie ist ein Folgegespräch zu termi
nieren. 

 
5) Rechtskreiswechsel 

o Im Falle eines Rechtskreiswechsels sind die Regelungen für das Übergabemanage
ment (Anlage 1) zu beachten. 

 

Praxis-Tipp: 

o Checkliste Erstgespräch / Checkliste Folgegespräch 
o Fachliche Weisungen zu § 15 und 15a SGB II „Potenzialanalyse, Kooperationsplan 

und Verpflichtung 
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3.4.4 Nachhaltigkeit im Integrationsprozess 
Der Integrationsprozess endet nicht immer mit einer Arbeitsaufnahme oder Ausbildungsbe
ginn. Um eine nachhaltige und bedarfsdeckende Integration zu unterstützen, ist zu prüfen, ob 
nach Arbeitsaufnahme oder nach Ausbildungsbeginn eine weitere Unterstützung der Kundin 
bzw. des Kunden, z. B. entsprechend der Möglichkeiten nach § 29 Abs. 3 SGB III bzw. § 16g 
SGB II oder § 16k SGB II, erforderlich ist. 
Bei weiter bestehender Hilfebedürftigkeit im SGB II ist nach Unterstützung der Arbeitsaufnahme 
oder des Ausbildungsbeginns weiter an einer Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftig
keit durch den Einsatz der Handlungsstrategie „Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürf
tigkeit von Beschäftigten“ zu arbeiten.  

Zum Abschluss des Rehabilitationsverfahrens, in der Regel sechs Monate nach Beschäftigungs
aufnahme (wenn keine weiteren Leistungen zur Teilhabe erforderlich sind), ist ein strukturiertes 
Abschlussgespräch mit den Rehabilitandinnen und Rehabilitanden durch die Beraterinnen und 
Berater bzw. Vermittlerinnen und Vermittler Berufliche Rehabilitation und Teilhabe durchzufüh
ren, in dem der bisherige Rehabilitationsprozess bzw. Integrationsprozess gemeinsam reflektiert 
wird. 

 

Praxis-Tipp: 

o Empfehlungen zum Prozess der Beratung mit dem Ziel der Stabilisierung von Be
schäftigungsverhältnissen  

o Rehabilitation und Teilhabe im SGB II und SGB III: Der Rehabilitationsprozess der BA 
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4. Das 4-Phasen-Modell bei Fallgestaltungen gemäß § 10 
SGB II 

Leistungsberechtigte, denen aufgrund eines Tatbestandes nach § 10 SGB II eine Erwerbs
tätigkeit oder Eingliederungsmaßnahme vorübergehend nicht zumutbar ist, müssen wäh
rend dieser Zeit beraten und unterstützt werden, soweit dies für die Erreichung der 
Integrationsziele förderlich ist.  

Gegenstand des Beratungsgesprächs können auch Angebote sein, die nach § 10 SGB II 
aktuell zwar nicht zumutbar sind, aber freiwillig durch die Kundin bzw. den Kunden umge
setzt werden können. Nicht zumutbare Angebote dürfen nicht mit nachteiligen Rechtsfolgen 
verbunden werden (vgl. FW § 10 SGB II - Rz. 10.5). 

Anlassbezogen können Informations- und Beratungsgespräche geführt und dokumentiert 
werden, ohne dass eine Potenzialanalyse erforderlich ist oder der zirkuläre Problemlösepro
zess des 4-Phasen-Modells vollständig zu durchlaufen ist. In diesen Fällen ist die Integrati
onsprognose „Zuordnung nicht erforderlich“ auszuwählen. Die Erstellung eines 
Kooperationsplanes ist freiwillig möglich. 

Das Vorliegen der Voraussetzungen des § 10 SGB II und der ggf. erforderliche oder ge
wünschte frühzeitige Einstieg in die Integrationsarbeit sind regelmäßig in einem Beratungs
gespräch zu überprüfen und zu dokumentieren.  

Ziel ist, vorausschauend und spätestens mit dem Wegfall der Voraussetzungen des § 10 
SGB II geeignete Integrationsbemühungen aufzunehmen. 

Die Durchführung einer Potenzialanalyse und der Einstieg in den Regelprozess des 4-Pha
sen-Modells sind erforderlich, wenn im Beratungsgespräch mit der Kundin bzw. dem Kun
den erkennbar wird, dass vermittlungsrelevante Handlungsbedarfe mit einer 
Handlungsstrategie bearbeitet werden können, z.B. durch die Sicherstellung von Kinder- 
oder Pflegebetreuung, die Reduzierung der Pflegezeit oder Bewerbungen während des 
Schulabgangsjahres. 

In diesen Fällen ist nach einer Potenzialanalyse (Phase 1) ein gemeinsames Integrations
ziel zu vereinbaren (Phase 2) und festzulegen, welche Aktivitäten seitens der Kundin bzw. 
des Kunden, der Integrationsfachkraft und ggf. Dritter umgesetzt werden sollten, um das Ziel 
zu erreichen (Phase 3). Die Schritte sollten gemeinsam in einem Kooperationsplan festge
halten werden (Phase 4). Dessen Umsetzung ist in Folgegesprächen regelmäßig nachzu
halten und die Integrationsstrategie ggf. anzupassen. 

Bei der Personengruppe der Erziehenden ist bereits vor der Geburt des Kindes (im zeitli
chen Zusammenhang mit der Bekanntgabe der Schwangerschaft) eine Beratung durchzu
führen, um die Möglichkeit der Inanspruchnahme von § 10 Abs. 1 Nr. 3 SGB II oder mögliche 
Alternativen ergebnisoffen zu besprechen. Diese Beratung sollte auch auf die Auswirkungen 
von Erwerbsunterbrechungen auf die spätere Einkommensperspektive und somit die wirt
schaftliche Eigenständigkeit im Lebensverlauf eingehen. Dabei sind die Gegebenheiten der 
gesamten Bedarfsgemeinschaft und der Familie zu berücksichtigen. Spätestens sechs Mo
nate nach der Geburt des Kindes soll ein qualifiziertes Beratungsgespräch vereinbart wer
den, um die Wiederaufnahme des Regelprozess des 4-Phasen-Modells zu prüfen, eine 
erste Orientierung zum Wiedereinstieg, zu möglichen Qualifizierungs- und Unterstüt
zungsbedarfen vorzunehmen und eventuell erforderliche Schritte zur Sicherstellung der Kin
derbetreuung zu vereinbaren.  

 
Das nächste vereinbarte Beratungsgespräch soll spätestens mit Vollendung des 14. Lebens
monats des Kindes (analog § 10 Abs.1 Nr. 3 SGB II) erfolgen. 
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Mögliche Beratungsinhalte z. B. bei Fällen nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 (Erziehende ohne sicher
gestellte Kinderbetreuung) oder Nr. 4 (Pflegende) SGB II können sein:  

- Informationen zur Pflegeunterstützung in der Region,  
- Informationen zu lokalen Kinderbetreuungsangeboten und Anmeldeverfahren, 
- Nachweise über fehlende Pflegeunterstützung bzw. Kinderbetreuungsangebote, 
- Unterstützungsleistungen bei Rückkehr in den Arbeitsmarkt,  
- Beratung zu und Inanspruchnahme von Integrations- und Berufssprachkursen, 
- Eingliederungsmaßnahmen und ggf. Verweis an die Agentur für Arbeit zur Beratung von 

Qualifizierungsmöglichkeiten,  
- Verweisberatung zur Anerkennung von Abschlüssen, 

Die Beratung zeichnet sich im gesamten Prozess durch eine ganzheitliche Betrachtung aller 
erwerbsfähigen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft aus, die die individuellen Arbeitsmarkt
chancen eines jeden Einzelnen berücksichtigen sollte. Die Auswirkungen von Erwerbsunter
brechungen auf die wirtschaftliche Eigenständigkeit im Lebensverlauf sowie die Klärung der 
Möglichkeiten zur Verkürzung sind zu beachten. 

 
Bei Schülerinnen und Schülern im Schulabgangsjahr ist spätestens im ersten Schulhalb
jahr eine Potenzialanalyse erforderlich. Dies gilt unabhängig davon, ob die Ausbildungsvermitt
lung an die Agentur übertragen wurde. Ist das Ziel die Aufnahme einer Beschäftigung, 
Ausbildung oder eine berufsvorbereitende Maßnahme, erfolgt der Einstieg in den Regel
prozess des 4-Phasen-Modells und es können zumutbare Angebote mit Rechtsfolgenbeleh
rung unterbreitet werden. 

Ist das Ziel der Besuch einer weiterführenden Schule oder die Aufnahme eines Studi
ums und es liegt weiter der Tatbestand des § 10 SGB II vor, so erfolgt kein Einstieg in den 
Regelprozess des 4-Phasen-Modells. 

 

Praxis-Tipp: 

• VERBIS Arbeitshilfe Abmeldungen und Lebenslauf 
• Fachliche Weisungen § 10 SGB II 
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5. Beratung zu Leistungen anderer Träger im SGB II, ein
schließlich zu Präventions- und Gesundheitsleistungen 
 

 

Gemäß § 14 Absatz 2 erhalten Leistungsberechtigte Personen Beratung, u. a. auch zu Leis
tungen anderer Träger. Art und Umfang richten sich nach dem Beratungsbedarf der leis
tungsberechtigten Person. Leistungen anderer Träger sollen auch in die 
Eingliederungsstrategie des Kooperationsplans einfließen, wenn sie für die Umsetzung der 
Integrationsstrategie von Bedeutung sind. 

Beispiele hierfür sind die Teilnahme an Bundes- und Landesprogrammen, Angebote der Fa
milienförderung oder der Kinder- und Jugendhilfe, Leistungen zur Rehabilitation und Teil
habe, Integrationsleistungen anderer Leistungsträger bei Schwerbehinderung 
(Versorgungsämter), usw. 

 Zur Erhaltung und Verbesserung der Erwerbsfähigkeit von Leistungsberechtigten sind dabei 
nicht nur arbeitsmarktnahe Förderungen im engeren Sinne, sondern auch Leistungen ande
rer Träger in Betracht zu ziehen (Vgl. §15 Abs. 2 S.4).  

Durch eine frühzeitige Unterstützung bei der Inanspruchnahme von Präventions- und Ge
sundheitsleistungen anderer Träger sowie auf Leistungen zur Teilhabe im Sinne des § 5 des 
Neunten Buches soll eine drohende Einschränkung oder der Verlust der Erwerbsfähigkeit 
verhindert bzw. eine Verbesserung unterstützt werden.  

Hierzu soll eine ganzheitliche präventive Eingliederungsstrategie und die hierfür erforderli
che enge Zusammenarbeit z. B. mit den Krankenkassen und den Trägern der gesetzlichen 
Rentenversicherung gestärkt werden (vgl. auch § 18 Absatz 1 Nummer 1 SGB II). 

In der Dokumentation der Beratung ist zu differenzieren, ob es sich um einen vermittlungs
relevanten Handlungsbedarf handelt, der konkrete Unterstützungsaktivitäten erfordert. In 
diesen Fällen wird die Unterstützung der Kundin bzw. des Kunden durch die Aktivierung 
und Umsetzung der entsprechenden Handlungsstrategie (Leistungsfähigkeit fördern/ Per
spektiven verändern/ Individuelle Wettbewerbsnachteile aus-gleichen) dokumentiert.  

Handelt es sich lediglich um eine Informations-/Beratungsdienstleistung, z.B. über eine 
Präventionsleistung eines anderen Trägers, ohne dass ein vermittlungsrelevanter Hand
lungsbedarf vorliegt, ist eine Dokumentation der Unterstützung in einem Beratungsver
merk ausreichend. 

Die Inanspruchnahme von Präventionsleistungen kann durch entsprechende Maßnahmen 
der gemeinsamen Einrichtungen (z.B. „teamw()rk“) oder durch Weitergabe konkreter Infor
mationen beispielsweise zu Angeboten der Krankenkassen oder anderer Träger erfolgen. 

Bei Kundinnen und Kunden aus dem Rechtskreis SGB II können zusätzlich zu den o.g. Maß
nahmen freie Leistungen gemäß § 16f SGB II für gesundheitsfördernde Maßnahmen geprüft 
werden.  

Die Dokumentation der Unterstützung, z. B. durch obige Angebote erfolgt im Kooperations
plan. 



 

 25 

6. Betreuung von Selbständigen im SGB II 
Die Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit kann eine Möglichkeit zur Überwindung von Hilfe
bedürftigkeit sein. Die Grundsicherung für Arbeitsuchende sieht hierzu verschiedene Förder- 
und Unterstützungsangebote vor. Erweist sich das geplante Geschäftsmodell als voraussichtlich 
nicht tragfähig oder kann die Hilfebedürftigkeit durch die Ausübung der selbständigen Tätigkeit 
nicht überwunden werden, muss die Aufnahme eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses 
als Integrationsstrategie geprüft und in die Wege geleitet werden. 

Ziel im Integrationsprozess ist es, 

• selbständige erwerbsfähige Leitungsberechtigte bei der Entwicklung einer erfolgreichen Selb
ständigkeit zu unterstützen, 

• die Entwicklung der Selbständigkeit im Blick zu haben und die Erfolgsaussichten realistisch 
einzuschätzen und  

• bei Bedarf frühzeitig die Weichen für eine Neuausrichtung der Integrationsstrategie (Hand
lungsstrategie „Vermittlung“) zu stellen. 

 Gemäß § 10 Abs. 2 Nummer 5 SGB II ist bei Leistungsberechtigten mit einer selbständigen Tätigkeit 
eine langfristige Hilfebedürftigkeit zu vermeiden. In diesem Sinne ist spätestens nach einem Jahr 
ununterbrochenen Leistungsbezuges zu prüfen ob ein Verweis auf eine abhängige Beschäf
tigung zumutbar ist. Die Regelung trägt dazu bei, dass ein dauerhafter Leistungsbezug bei Selb
ständigen begrenzt wird und diese dem allgemeinen Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. 

Die Referenzprozesse (siehe Praxis-Tipp) geben Orientierung,  

• wie Leistungsberechtigte durch eine zielorientierte Betreuung bei der Gründung und Ausübung 
einer erfolgreichen Selbständigkeit unterstützt werden können, 

• was bei der Prüfung gemäß § 10 Abs. 2 Nummer 5 SGB II zu beachten ist, 
• wie mit einer anhaltend unrentablen Selbständigkeit umzugehen ist und 
• wie bei einer fehlenden Erfolgsperspektive durch eine rechtzeitige Neuorientierung eine lang

fristige Hilfebedürftigkeit vermieden werden kann. 

Die Referenzprozesse zeigen auch Handlungsansätze für Führungskräfte auf, um die erforder
lichen Rahmenbedingungen in den gemeinsamen Einrichtungen zu schaffen oder die bereits 
vorhandenen zu überprüfen.  

Praxis-Tipp: 

Referenzprozesse Betreuung Selbständiger im Rechtskreis SGB II  
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7. Integrationsprognose SGB II 
Die Integrationsprognose im SGB II dient einer zielorientierten und bedarfsgerechten Kunden
steuerung. Sie basiert auf einer individuellen vermittlerischen Einschätzung und ist bei jedem 
Kundenkontakt zu überprüfen, ggf. anzupassen.  

• Die Integrationsprognose „Marktorientierte Vermittlung“ ist auszuwählen, wenn die 
Ausbildungs- bzw. Arbeitsaufnahme durch eine intensivere Kontaktdichte, eine konse
quente Vermittlungsarbeit und deren Nachhaltung sowie eine bewerberorientierte Arbeit
geberansprache durch die Integrationsfachkraft beschleunigt werden kann.  

• Die Integrationsprognose „Integrationsbegleitende Vermittlung“ ist – sofern nicht die 
Integrationsprognose „Z: Zuordnung nicht erforderlich“ oder „I- Integriert, aber hilfebedürf
tig“ maßgebend sind – bei allen anderen Kundinnen und Kunden auszuwählen. Kundinnen 
und Kunden mit dieser Integrationsprognose werden bedarfsorientiert beraten, in ihrer so
zialen Stabilisierung unterstützt, schrittweise an den Arbeitsmarkt herangeführt und durch 
geeignete Maßnahmen in ihrer beruflichen Entwicklung gefördert. Mittelfristiges Ziel ist die 
Integration in Arbeit. Durch systematische Unterstützung sollen kontinuierliche Fortschritte 
erzielt und Integrationschancen ggf. auch durch Übergänge in die marktorientierte Vermitt
lung gefördert werden. 

• Kundinnen und Kunden aus dem Rechtskreis SGB II, die bereits  

o in Vollzeit auf dem 1. Arbeitsmarkt sozialversicherungspflichtig beschäftigt bzw. selb
ständig tätig sind oder  

o unter Ausschöpfung ihrer individuellen Möglichkeiten erwerbstätig  

und weiterhin hilfebedürftig sind, da der Bedarf durch das erzielte Einkommen nicht bzw. 
nicht vollständig gedeckt werden kann, sind als „Integriert, aber hilfebedürftig“ zu kenn
zeichnen. Die Aktivitäten zielen hier auf die weitere Reduzierung bzw. die Beendigung der 
Hilfebedürftigkeit ab. 
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8. Unterstützungsbedarf SGB III (Arbeitnehmerorientierte 
Vermittlung)  

 

Seit Januar 2022 unterscheidet der Rechtskreis SGB III in der arbeitnehmerorientierten Ver
mittlung nach individuellen Unterstützungsbedarfen („gering“ und „höher“). Diese Unterschei
dung ist umfassender als die bisherige Differenzierung nach Marktnähe und richtet sich nach 

• dem Informations- und Beratungsanliegen, 

• offenen oder latenten Handlungsbedarfen und 

• dem subjektiven Informationsbedürfnis und der Selbsthilfekompetenz der Kundinnen und 
Kunden. 

Die Unterstützungsbedarfe bestimmen das weitere vermittlerische Vorgehen, die Gesprächs
inhalte sowie die Betreuungsintensität. 

Hinweis für die Teams der AV: Da aktuell noch keine IT-technische Anpassung in VERBIS 
erfolgen konnte, muss sowohl das Feld zur Integrationsprognose befüllt, als auch eine Ein
schätzung zum Unterstützungsbedarf vorgenommen werden.  

Für die Agenturen für Arbeit sind die Regelungen für die Ausbildungsvermittlung, in der Wei
sung „Lebensbegleitende Berufsberatung – Leitfaden Berufsberatung vor dem Erwerbsleben“ 
https://www.baintranet.de/002/001/010/Documents/Leitfaden-Lebensbegleitende-Berufsbera
tung.pdfbeschrieben. 

 

Praxis-Tipp: 

o Einleitung frühzeitiger Integrationsaktivitäten in der arbeitsnehmerorientierten Arbeits
vermittlung 

o Verfahrensabläufe – Unterstützungsbedarf und Ausbildungsinteressenten für die Kun
dengruppen Berufseinsteigende, Rehabilitandinnen und Rehabilitanden sowie 
Schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte Menschen 

  

https://www.baintranet.de/002/001/010/Documents/Leitfaden-Lebensbegleitende-Berufsberatung.pdf
https://www.baintranet.de/002/001/010/Documents/Leitfaden-Lebensbegleitende-Berufsberatung.pdf
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Anlage 1 
Regelungen zum Übergabemanagement/Rechtskreiswechsel 

Mit Blick auf die Vermeidung des Übergangs von Kundinnen und Kunden aus dem Rechtskreis 
SGB III in den Rechtskreis SGB II und zur Sicherstellung einer nahtlosen Betreuung bei nicht ab
wendbaren Übergängen gelten folgende Regelungen: 

In den Agenturen für Arbeit: 

• ca. 3 Monate vor Rechtskreiswechsel sind Einzelberatungen mit dem Ziel der Vermeidung 
des Eintretens von Hilfebedürftigkeit oder Gruppeninformationen zum Rechtskreiswech
sel (möglichst unter Beteiligung der Jobcenter) und 

• ca. 1 Monat vor Rechtskreiswechsel ein Abschlussgespräch durchzuführen, in dem die Op
tionen für eine Integration/einen Abgang erörtert werden. Hierbei soll besonderes Augenmerk 
auf die gemeinsame Reflexion der bisherigen Integrationsstrategien gelegt und Gründe für den 
ausgebliebenen Erfolg besprochen werden.  

• nach dem Abschlussgespräch ist ein aussagekräftiger Beratungsvermerk zur Standortbestim
mung mit dem Betreff „Übergabemanagement“ zu erstellen. Die Integrationsfachkräfte aus 
den Jobcentern erhalten damit alle Angaben aus dem Profiling. Zusätzlich soll der Beratungs
vermerk zur Standortbestimmung alle relevanten Informationen beinhalten, die eine nahtlose 
Integrationsarbeit nach Rechtskreiswechsel ermöglichen. Die AA orientieren sich dabei an fol
genden Fragestellungen:  

o Welche Integrationsstrategie wurde bisher verfolgt? 

o Woran ist die Integration bisher vorrangig gescheitert? 

o Welche Integrationsperspektiven kommen aus Sicht des SGB III vorrangig in Betracht? 
Woran sollte im SGB II weitergearbeitet werden?  

o Was wurde mit der Kundin bzw. dem Kunden zuletzt besprochen?  

• Sofern eine Antragstellung auf Leistungen nach dem SGB II zu erwarten ist, sind Hinweise 
entsprechend der dezentralen Vereinbarungen mit dem Jobcenter für eine Terminvereinba
rung zur Antragsausgabe zu erteilen. 

 
Im Rechtskreis SGB II wird den Jobcentern empfohlen, 

• sich an Gruppeninformationen des Rechtskreises SGB III ca. 3 Monate vor Rechtskreis
wechsel zu beteiligen und 

• Verfahren zur Antragstellung auf Leistungen nach dem SGB II mit dem Rechtskreis SGB 
III zu vereinbaren, insbesondere auch mit Blick auf die Nutzung der Online-Antragstellung (job
center.digital). 

• Durch die Jobcenter soll bei erfolgtem Rechtskreiswechsel ein zeitnahes Erstgespräch SGB 
II innerhalb von 15 Arbeitstagen ab dem Zeitpunkt, zu dem Leistungen beantragt werden, 
durchgeführt werden. Beim Profiling sowie der Erarbeitung der Integrationsstrategie sind die 
Informationen aus dem SGB III zu berücksichtigen, um die in der Agentur für Arbeit begonnenen 
Integrationsbemühungen möglichst nahtlos fortzusetzen. Im Vorfeld des Erstgesprächs SGB II 
sind daher die Informationen aus dem Übergabevermerk des SGB III auszuwerten. Bei Bedarf 
erfolgt eine Rücksprache mit der Vermittlungsfachkraft der Agentur für Arbeit („warme Über
gabe“). 

Die Arbeitsagenturen und Jobcenter sollen sich über konkrete Übergabeformate bzw. Qualitäts
standards bei Rechtskreiswechsel vor Ort, z. B. im Rahmen eines örtlichen Schnittstellenkon
zepts, verständigen. 
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Referenzprozess:
Übergabemanagement bei Rechtskreiswechsel

Erfolgsperspektive prüfen

Beendigung der
Hilfebedürftigkeit

ALG-Bezug

Phase 2
Rechtskreiswechsel vorbereiten

Zeitpunkt:
ca. 1 Monat vor Rechtskreiswechsel

Phase 1
Vermeidung des Übergangs

Zeitpunkt:
ca. 3 Monate vor Rechtskreiswechsel

Phase 3
Integrationsstrategie fortsetzen

Zeitpunkt:
Erstgespräch i.d.R. innerhalb von
15 Arbeitstagen nach Rechtskreiswechsel

Örtliches Schnittstellenkonzept
zu konkreten Übergabeformaten und

gemeinsamen Qualitätsstandards beim Rechtskreiswechsel

Einzelberatungen
mit dem Ziel der
Vermeidung des
Eintretens von

Hilfebedürftigkeit

Gruppeninfor-
mationen zum

Rechtskreiswechsel
(möglichst gemeinsam

mit Jobcenter)

Abschlussgespräch
mit Übergabevermerk

Bei Bedarf:
Hinweise zum
Verfahren der

Antragstellung SGB II
im Jobcenter

Erstgespräch mit dem
Ziel, die in der AA

begonnenen
Integrations-

bemühungen nahtlos
fortzusetzen

Bei Bedarf
Rücksprache mit der
Vermittlungsfachkraft

der AA („warme
Übergabe“)

oder x
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